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Praktisch: Motoren von Daimler-Benzsind vielseitig

verwendbar

n für Dual-Use-
Güter in Deutschland und Europa.

Olaf Langner

pätestens seit dem zweiten Golf-
Ss krieg ist deutlich geworden, daß

sich eine wirksame Nichtverbrei-
tungspolitik von Kriegswaffen auf bloße
Ausfuhrverbote von Rüstungsgütern nicht
beschränken kann. In diesem Konflikt
standen die westlichen Staaten einem
hochgerüsteten irakischen Gegner gegen-
über, der trotz bestehender Ausfuhrver-

bote von Kriegswaffen ein extrem hohes
Rüstungsniveau erreichen konnte. So war
es dem Irak möglich, mit Hilfe sogenann-
ter Dual-Use-Güter die Ausfuhrverbote
für Rüstungsgüter zu umgehen. Dual-
Use-Güter sind Produkte, die sowohl zivil

als auch militärisch verwendet werden
können. Es handelt sich deshalb nicht um
Rüstungsgüter im Sinne des Kriegswaf-
fenkontrollgesetzes, sondern um Produk-
te, die mit Hilfe des ebenfalls eingekauf-

ten technologischen Wissens erst im eige-
nen Land zu Rüstungsgütern zusammen-
gefügt werden. Auf diesem Wegeist unter
anderem deutsche Hochtechnologie in

Giftgasfabriken in den Irak und nach
Libyen gelangt. Der militärische Cha-
rakter eines solchen Rüstungsprojektes
wird verborgen, indem entsprechende
Aufträge atomisiert und weltweit ausge-
schrieben werden. Die Verbreitung von
Kriegswaffen entzieht sich somit weitge-
hend der Kontrolle.

Dies macht deutlich, daß sich jedes
staatliche Exportkontrollsystem aus einer
Vielzahl von aufeinander abgestimmten
Maßnahmen zusammensetzen muß. Ne-
ben der Beschränkung des Wissenstrans-
fers, der Kontrolle von Dienstleistungen
an Rüstungsgütern, der Sanktionierung
internationaler Transithandelsgeschäfte
sowie einem System, das den Endverbleib
von Waffentechnik im Käuferland garan-
tiert, ist insbesondere die direkte Ausfuhr-

kontrolle von Dual-Use-Gütern unver-
zichtbar. So zeigte sichin den letzten zehn
Jahren, daß viele durch Krisen gefährdete

Staaten dank westlicher Technologie
imstande sind, sowohl konventionelle als

auch Massenvernichtungswaffen her-
zustellen.

MultilateraleKontroll-Gremien

Exportkontrollsysteme hängenalso von
der ständigen Auseinandersetzung über
die Frage ab, welchen Technologietrans-

fer-Beschränkungen und welchen Emp-
fängern das besondere Augenmerk gelten
soll. Auf multilateraler Ebene werden die-
se Fragenin einigen bereichsspezifischen
Gremiendiskutiert. Genanntseien das ge-
gen den Warschauer Pakt gerichtete und
1994 aufgelöste CoCom („strategisches
Ost-Embargo“), die Nuclear Suppliers
Group (zuständig für nükleare Nichtver- -
breitung), die Australien-Gruppe (zustän-
dig für biologische und chemische Mas-
senvernichtungswaffen) und das Träger-

technologie-Kontrollregime (MTCR).
Die in diesen Ausschüssen vertretenen

Industriestaaten legen auf Grundlage ge-
heimdienstlicher Hinweise und einzel-
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staatlicher Erfahrungen „Embargowa-

ren“ fest. Mit der Übernahme dieser Em-

bargowaren in das jeweilige nationale

Ausfuhrrecht soll ein Mindestmaß an ko-

ordinierter Kontrolle gewährleistet wer-

den.? Obwohl diese Gremien informell

und meist unter strikter Geheimhaltung ta-

gen, zählen sie zu den wenigeninternatio-

nalen Institutionen, die jenseits des Völ-

kerrechts ein koordiniertes Verhalten ih-

rer Mitgliedstaaten garantieren können.’

Jedoch sind diese Gremien und deren

Beschlüsse nicht unumstritten. So wird ih-

nen von den sog. „Schwellenländern“

vorgeworfen, sie seien vornehmlich spe-

zielle Anbieterkartelle der Industriestaa-

ten, die durch die Beschränkungdes Tech-

nologietransfers ein Entwicklungshemm-

nis der betreffenden Länderdarstellen.“

Darüber hinaus zeigte sich spätestens

seit 1991 die mangelnde Flexibilität ihres

kontrollpolitischen Ansatzes. Rüstungs-

projekte in Libyen, Pakistan und dem Irak

haben verdeutlicht, daß die Beschränkung

der Ausfuhrkontrollen mittels starrer Wa-

renlisten den veränderten Beschaffungs-

methoden nicht mehr gerecht werden. So-

mit führen auch diese Organisationen zu

keiner wirksamen Exportkontrolle.

Exportkontrollenfür

Dual-Use-Güterin Deutschland

Aufgeschreckt von den heftigen inter-

nationalen Protesten führte Deutschland

deshalb als erster Staat eine sog. Auffang-

norm ($5c AWV)ein,die fortan alle Aus-

fuhren einer Genehmigungspflicht unter-

warf, wenn der Ausführer oder die Behör-

de von der militärischen Verwendungdes

Gegenstandes Kenntnis hat. Auch Aus-

fuhren, die bisher als „harmlos“ einge-

stuft wurden, bedürfen seither einer Ex-

portgenehmigung, wenn die Gefahr einer

militärischen Verwendung dieser Waren

droht. Zusätzlich mußten exportorientier-

te Unternehmenfortan sog. „Ausfuhrver-

antwortliche“ bestellen, die persönlich für

die Effizienz des innerbetrieblichen Kon-

trollsystems haften.°

Die mit diesen Reformen einhergehen-

de Verbreiterung des Aktionsradius der

Kontrollen wurde allerdings auf Druck

des BDI und des DIHT nach undnachein-

geengt. Während sich die deutsche Indu-

strie, bedingt durch die weltweit schlechte

Presse, noch 1991 mit der Verschärfung

des deutschen Exportregimes abfand,

wurden die internen Proteste gegen das re-

lativ restriktive deutsche Kontrollrecht

immer massiver. In einem ständigen

Briefwechsel mit dem Finanz- und Wirt-

schaftsministerium wurde auf die angeb-

lich verminderte deutsche Kooperations-

fähigkeit ebenso aufmerksam gemacht,

wie auf die vorgebliche Benachteiligung

deutscher Unternehmen gegenüber der

europäischen Konkurrenz. Diese Kritik

stieß sowohl bei der CSU- als auch bei der

CDU-Bundestagsfraktion auf offene Oh-

ren. So setzten sich diese seither erfolg-

reich für eine Entschärfung des Export-
rechts ein. Betroffen war die Auffang-
normdes $5c AWV.
Während diese sich zunächst auf 54

Staaten bezog, wurde der Kreis der, von

der Auffangklausel betroffenen Staaten

zusehends verringert. Zugleich wurde
85c AWV durch die Einführung von All-
gemeingenehmigungen und sog. „indivi-
dueller Pauschalgenehmigungen“ aufsei-
nen — so die Bundesregierung — „kon-

trollpolitisch notwendigen Kern redu-

ziert“. Daraus folgte, daß nunmehr weni-

ger als 10% der Genehmigungsanträge,
die aufgrund der Auffangklausel des $ 5c

AWV gestellt werden mußten, negativ be-
schieden wurden. Welche Konsequenzen

dieses zurechtgeschnittene Instrument
nunmehrhatte, läßt sich am besten an der

Auftragslage der betreffenden Unterneh-
men feststellen. So lag der aus dem $ 5c
AWV resultierende unmittelbare Auf-
tragsverlust in der Zeit zwischen März

1991 und September 1993 bei etwa 127

Mio. DM und betraf damit weniger als
0,1% des deutschen Exportvolumens.
Der $5c AWV, der mit viel Selbstlob als

Flaggschiff der deutschen Exportkontrol-
le dargestellt wurde, ist damit faktisch
weitgehend zur Makulatur geworden.

Die Diskussion um ein
europäisches Exportregime

Spätestens mit dem am 1.1.1993 for-

mell in Kraft getretenen Binnenmarkt und

dem Wegfall der EU-internen Grenzen

wurde ein übergreifender europäischer

Ansatz überfällig. Die in vielen europäi-

schen Staaten nur sehr sporadisch und mit

geringem Aufwand betriebenen Ausfuhr-

kontrollen sind geradezu Einladungen für

Exporteure, sich den Weg des geringsten

Widerstandes zu suchen. So konnten viele

Exporteure weitgehend legal® eine Ex-

portgenehmigung in dem Mitgliedstaat

mit der industriefreundlichsten Ausfuhr-

praxis beantragen underlangen.

Um solche Umweggeschäfte und „Ver-

kehrsverlagerungen“ zu vermeiden, sa-

hen sich insbesondere die großen Mit-

gliedstaaten zu Beschränkungen des in-

nergemeinschaftlichen Warenverkehrs
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Unpraktisch: One-Use-Geräte im WKl

gezwungen. Dies jedoch mußte die um
den Binnenmarkt besorgte Europäische
Kommission auf den Plan rufen. Eine von
der EU-Kommission einberufene sog.

fact-finding-mission stellte sodann in den
Mitgliedstaaten beträchtliche Unterschie-

de insbesondere im Kontrollniveau und
der Mittelausstattungfest.”
Unter der Prämisse, daß Verkehrsver-

lagerungen,„licence shopping“ und ande-
re Umgehungsgeschäfte nurdurcheine ef-
fektive, auf gemeinsamen Regeln beru-
hende Kontrolle bei der Ausfuhr von
Dual-use-Gütern verhindert werden
könnten, schlug sie neben flankierenden
Sofortmaßnahmen (Lehrgänge, elektroni-
scher Datenaustausch) am 31. August
1992 ein erstaunlich fortschrittliches ge-
meinschaftliches Kontrollsystem vor.
Wohl wissend, daß sie auf den erbitter-

ten Widerstand der souveränitäts- und
subsidiaritätsbedachten Mitgliedstaaten
treffen würde, mußte die Exportkontrolle
in ihrem Kern allerdings weiterhin in
staatlicher Handbleiben. Die Staaten soll-
ten ihren Exportgenehmigungen jedoch
gemeinsame Warenlisten, eine Auffang-
norm analog $ 5c AWV, Länderlisten mit
gesperrten Bestimmungszielen und ge-
meinsame Genehmigungskriterien (z.B.
die Beachtung des Völkerrechts und der
Menschenrechte durch das Empfänger-
land) zugrunde legen.? Für eine Über-

gangszeit sollten auch im Binnenmarkt

noch Beschränkungenerlaubtsein.

Doch trotz ihres relativ vorsichtigen
Ansatzes hatte die Kommission die außen-
politische Sensibilität der Materie noch
unterschätzt. Insbesondere in der franzö-
sischen und britischen Regierung gelten
Ausfuhrkontrollen für Dual-Use-Güter
als Annex der für sie unantastbaren Rü-
stungsexportpolitik. Das von der EU-
Kommission vorgeschlagene gemein-
schaftliche Exportkontrollsystem führte
somit zu unauflösbaren Konflikten mit
dem vollkommen erstarrten Souveräni-

tätsdogmaeinzelner Mitgliedstaaten.”
Ausdiesen Gründenzogensich die Ver-

handlungen über fast vier Jahre hin und
drohten dabeinicht selten in einem Mini-
malkompromiß zu enden." Wenn man der
Kommission und der deutschen Delegati-
on auch zugute halten kann, daß sie eine
Sensibilisierung vieler Mitgliedstaaten
bewirkt hat!!', mußten die massiven Vor-
behalte doch zu einer Verwässerung des
ursprünglichen Vorschlags führen. Im
Sommer 1994 war der ursprüngliche Vor-
schlag schließlich so reduziert worden,

daß sich sogar die souveränitätsbesesse-

nen Mitgliedstaaten mit dem übrig geblie-
benen Gerippe abfinden konnten.

Dasgemeinschaftliche
Exportkontrollregime

Damit konnte am 1.1.1995 eine Ver-
ordnung undein Beschluß „des Rates über

die Kontrolle bei der Ausfuhr bestimmter
Güter mit doppeltem Verwendungszweck
aus der Gemeinschaft“ in Kraft treten.”
Der Inhalt dieser Regelungstützt sich auf
ein abenteuerliches Rechtssetzungsver-
fahren. Während die Dual-Use-Grund-
verordnung auf die klassische Außenhan-
delskompetenz der Gemeinschaft (Art.
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113 EGV) gestützt wurde, ergingen die

Produktlisten und außenpolitischen Ge-
nehmigungskriterien als „Gemeinsame
Aktion“ im Rahmen der neu eingeführten
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspo-

Kamm

  

  

 aufschlächtiges Visier

Helm (deutscher Schembart)

Brech- oder Stoßrand

Vorderflügel

Achsel

litik (Art. J. 3 EUV). Produktlisten und

Genehmigungskriterien stellen somit kein
Gemeinschaftsrecht dar. Das hat u.a. zur
Konsequenz, daß sie nur einstimmig geän-
dert werden könnenund nurin äußerst en-
gen Grenzen einer Auslegung und An-

wendungskontrolle durch EuGH und
Kommission unterliegen. Grund dieser
Verfahrensweise ist die Befürchtungeini-
ger Mitgliedstaaten, daß sich die Kommis-
sion und der EuGH in ihre Exportpolitik
einmischen könnten. Die Rechtmäßigkeit
dieses zweigleisigen Verfahrens steht al-
lerdings dahin und ist im wesentlichen da-
von abhängig, wie der EuGHdie ihm vor-

gelegten Fragen zur gemeinschaftsrechtli-
chen Zulässigkeit nationaler Exportkon-
trollen beantworten wird".

Inhaltlich besteht das gemeinsame Aus-
fuhrregime aus einer Vielzahl von Kom-
promissen, Formelkompromissen und
nicht zuletzt aus fortbestehenden Diffe-
renzen.
Immerhin waren sich die Beteiligten ei-

nig, daß das Regelwerk allenfalls „das Mi-
nimum an Beschränkungen für die Aus-
führer“ umfasse und nichts weiter darstel-
le als „einen ersten Schritt hin zur Einfüh-
rung eines gemeinsamen Systems zur

Kontrolle der Ausfuhren mit doppeltem
Verwendungszweck“. Es seien an dieser

Stelle nur die wesentlichen Merkmale des
gemeinschaftlichen Exportkontrollregi-
mes genannt:
© Rückgrat der Regelungist eine gemein-
same Warenliste, die die nationalen Be-
hörden ihren Kontrollen zugrunde legen
müssen. Diese entspringt im wesentlichen

den in multilateralen Gremien (NSG,

Australien-Gruppe, MTCR, CoCom-In-
dustrieliste) abgesprochenen Güterkate-
gorien.
© Verabschiedet wurden zudem gemein-
samepolitische Kriterien, die die nationa-

len Behörden bei der Lizenzgewährung
berücksichtigen müssen. Hierunter fallen
z.B. die Sicherheit und Stabilität in der be-
lieferten Region, die Beachtung der Men-
schenrechte und der inneren Verhältnisse
im Empfängerland, die Gefahr des Reex-
portes oder die Beachtung des Völker-
rechts durch den Empfängerstaat. Aller-

  
dings wurde den sich auf deSubsidiari-
tätsprinzip (Art. 3b EGY) berufenden
Mitgliedstaaten insoweit einfast völlig
freier Ermessens-und,‚Beurteilungsspiel-
raum belassen.
© Geeinigt hat man sich Fetten‘ äuf eine
Auffangnorm, mit der :der- Export von
nicht gelisteten Gütern eingeschränkt
wird, wenn der.Verdachtbesteht,daß die-
se Güter in Maässenyerfiichtungswaffen
und Trägersystemen‚Verwendung finden
werden (Art. 4 Dual-Us VÖ). Die in
Deutschland auch:‚gegen. ‚Konventionelle
Rüstungsprojekte gerichtete / ‘Auffang-
norm ($ 5c AWV) befürwortete außer der

Europäischen Kommission und den Nie-
derlanden kein Mitgliedstaat. Auch die in
anderen Mitgliedstaaten eingeführte Auf-
fangnorm,‚die ‚nicht nur auf die ‚bloße
Kenntnis von der möglichen militärischen
Verwendung abstellt, sondern darüber
hinaus Fälle erfaßt, in denen Gründe für

eine derartige Annahme („reason to
know“) vorliegen, war nicht konsensfä-
hig.
© Die Verordnung enthält des weiteren
detaillierte Verfahrensregelungen (Kon-
sultationspflichten, Vetorechte etc), mit
denen Umgehungsgeschäfte  (licence-

shopping, Strohantragstellungen u.ä.)
verhindert werdensollen. Die Staaten sind
außerdem zur Durchführung ‘von Kon-
trollmaßnahmen gegenüber Unterneh-
mern verpflichtet (Art. 13, 14 Dual-Use-
VO) und müssen „wirksame, im Verhält-

nis angemessene und abschreckende“
Sanktionen vorsehen (Art. 18 Dual-Use-
Vo).
® Da die staatlichen Exportkontrollen
auch nach dem 1.1.1995 erheblich variie-
ren, wurde eine Übergangsregelung ver-
einbart, die für den innergemeinschaftli-
chen Handel Restriktionen festlegt (Art.
20, 20a, 21 Dual-Use-VO).

© Von großer Bedeutung sind schließlich
die sog. „opting-up“-Klauseln (z.B. Art.
5, Art. 4 Abs. 3 GrundVO). Diese mußten

wegen der offensichtlichen Mängel des
EU-Kontrollregimes vereinbart werden,
damit nationale Sonderregelungen zugun-
sten eines verstärkten Kontrollniveaus be-
stehen bleiben bzw. neu eingeführt wer-

  

 

den dürfen. Auch in Zukunft können des-
halb in vielen EU-Mitgliedstaaten durch-
geführte Exportkontrollen über den in
Brüssel ausgehandelten Kompromiß hin-
ausgehen.

Konsequenzen
des EU-Exportregimes

Der mit dem EU-Exportregime gefun-
dene Einstieg in eine kohärentere Kon-
trollpolitik ist von Friedensforschern zu
Recht begrüßt worden. '* Insbesondere der
nun zwingend vorgeschriebene Informati-
onsaustausch, die einigermaßen gelunge-
ne Verhinderung von Umweggeschäften
und die in allen Mitgliedstaaten einzufüh-
rende Auffangklausel für Massenvernich-
tungsprojekte können als sicherheitspo-
litischer Erfolg verbucht werden. Die An-
näherung der Standpunkte macht aber nur
dann Sinn, wenn das in einigen Mitglied-
staaten bestehende weit höhere Kontroll-
niveau bestehen bleibt. Ein europäischer
Mindeststandard darf also nicht zum An-
laß genommen werden,ein restriktiveres

nationales Ausfuhrrecht auf den kleinsten
gemeinsamen Nennerzu revidieren.

Diese Aussage erscheint zunächst of-

fensichtlich, kann aber gerade in Deutsch-
land, dessen Rüstungstechnik im Ausland

noch immer am beliebtestenist, nicht oft

genug wiederholt werden. Die (auch ge-
gen konventionelle Rüstungsprojekte ge-
richtete) deutsche Auffangnorm des $ 5c
‚AWV ist deshalb ebenso unverzichtbar,

wie die in von europäischem Recht über-
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haupt nicht erfaßten Beschränkungen des

sensitiven Wissenstransferss ($ 45 U

AWV), der internationalen Transithan-

delsgeschäfte (8 40 AWV) oder der

Dienstleistungen an Rüstungsgütern in

Drittstaaten ($ 45b AWV). Für die in

Drittstaaten ausführenden deutschen Un-

ternehmen hat sich mit der am 1.1.1995 in

Kraft tretenden Verordnung also vorerst

nichts geändert.

Liberalisierungstendenzenin
Deutschland undderAltarEuropa

Die europäischen Regelung ist für die

deutsche Exportwirtschaft zunächst nur

deshalb von Bedeutung, weil sie den aus

anderen EU-Staaten operierenden Expor-
teuren ähnliche Wettbewerbsbedingungen
auferlegt, wie den sich bisher benachtei-
ligt fühlenden deutschen Unternehmen.

Nichtsdestoweniger — oder gerade des-

halb — zeigt sich die deutsche Industrie

enttäuscht. Sie hatte aufeine Entschärfung

des deutschen Ausfuhrrechts gehofft und

im Vertrauen auf einen Brüsseler Mini-
malkompromiß stets eine europäische Re-
gelung angemahnt.'” Wenn dieselben Ak-
teure mit Bekanntwerden des Verhand-

lungsergebnisses nun von „Brüsseler
Kompetenzanmaßungen“ im Exportkon-

anti atom
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ist die gemeinsame Zeitung der

Initiativen gegen Atomanlagen

berichtet von Aktionen, gibt

Einschätzungen und Meinungen

der Anti-AKW-Bewegung wieder
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kostet im Jahresabo 60 DM
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trollrecht warnen'*, so entbehrt dies nicht

einer gewissen Ironie. Wersich nun aller-
dings beruhigt zurücklehnt und „deutsche
Standards“ für gerettet hält, täuschtsich.
So wird schon jetzt von Wirtschaftglob-

byisten auf „europäische Zwänge“ auf-
merksam gemacht und in Bonn der ver-
sprochenen „Wirtschaftsstandort
Deutschland“ eingefordert. Die Berufung
auf europäische Zwänge dient jedoch le-
diglich dazu, die „deutschen Standards“

zu umgehen, um so nur an den Brüsseler
Kompromiß gebunden zu sein. Diese For-
derungen werdenschon jetzt durch die in
den Bundestag gewählten Wirtschaftsver-
treter und Vertreterinnen im Plenum ar-
tikuliert."”
So wird gefordert, daß wegen des an-

geblichen „Harmonisierungsdrucks“
durch die EU die Auffangklausel des $5 c
AWV auf diejenigen Staaten zu begrenzen
sei, „die sich internationalins Abseits ge-

stellt haben“."® Angesichts der Tatsache,

daß diese Staaten ohnehin einem interna-

tionalen Embargo unterliegen, ist diese

Forderung als bloße Augenwischerei zu
bezeichnen.
Neben der Auffangklausel des $ 5 c

AWV stehen desweiteren die europarecht-
lich nicht geregelten Kontrollbedingun-
gen für den militärisch relevanten Wis-

senstransfer und das Engineering zur Dis-

position. Auch in diesem Fall wird man

darauf verweisen, daß es sich nicht lohne,

weltweit den Vorreiter zu spielen: denn

„bekanntlich haben die sich selbst für
tugendhaft Haltenden in der Weltge-

schichte selten Politik beeinflussen kön-

nen“.
Die allgemeine Unkenntnis über EU-

Entscheidungsstrukturen und über die

stets vereinbarten „opting-up-Klauseln“
wird es den Akteuren erlauben, mit dem

Finger auf „Brüssel“ zu zeigen — als sei
der Schwarze Peter dort geblieben. Da

auch die ansonsten stets bemühte „Subsi-

diarität Europas“ unerwähnt bleiben
wird, macht man der interessierten Of-

fentlichkeit einmal mehr vor, daß mantra-

gischerweise gezwungensei, den in Brüs-

sel gefundenen Minimalkonsens zu über-

nehmen.
So wird wie gewohnt der „Altar Euro-

pa“ für das eigene Elend schuldig gespro-

chen, die undemokratischen Strukturen in

der EU gebrandmarktund für die schlech-

ten Exportkontrollstandards verantwort-

lich gemacht.
Bemerkenswert erscheint jedoch (da es

der derzeitigen Regierungspolitik zuwi-

derläuft), daß die zuständigen Beamten

und Beamtinnen des Wirtschaftsministeri-
umsihre Regierung vor einer „kontrapro-

duktiven Aufgabe der national stringente-

ren Normen“ warnen.?° Ob die Warnun-
gen ernst genommen wird, hängt jedoch
davon ab, ob die deutsche Regierung aus
den Erfahrungender letzten Jahre gelernt
oder sich vielmehr an diese gewöhnt hat.
Einentatsächlich existierenden „Altar Eu-
ropa“ wird sie jedenfalls nicht ausfindig
machen können.

Hinweis:
Nach Redaktionsschluß zeichneten sich

die ersten Liberalisierungen des deut-

schen Exportkontrollrechts ab. So wurde

durch die Bundesregierung die Länder-

liste H, auf die sich $ 5c AWV bezieht,

von 33 auf nunmehr neun Staaten gekürzt.

Wie erwartet, begründete das Wirt-

schaftsministerium die Neuregelung mit

der abgeschlossenen „europäischen Har-

monisierung“”'. Einem Genehmigungs-
vorbehalt unterliegen nunmehr noch Af-

ghanistan, Ex-Jugoslawien, Libyen, der

Irak, der Iran, Myanmar, Nordkorea, So-

malia und Syrien. Auf weitere „Entschär-
fungen“ darfman gespanntsein.
Olaf Langner studiert Jura in Mar-

burg.

Anmerkungen

15 so Edzard Reuterineinem Briefan Bundes-
kanzler Kohl und Kommissionspräsident
Delors vomMärz 1991; derEuropean

Round Table ofIndustrialists forderte eine
Licence-Free-Zone mit zentralen Genehmi-
gungsbehörden: Towardsa single European
Export Control System (1991)

16 FAZvom28. Oktober 1994

17 sobereitsam4. März 1994 (BT-Drs 12/

18541)
18 FAZvom5.9.1994; gemeintsind hauptsäch-

lich derIrak, Libyen, Nordkorea und Syrien

19 Böttcher, 11

20 Hahn, Zf21993, 319f
21 FRvom 10.12.1994, 1; DieZeitvom 23.12.

94,28; FAZvom 19.12.1994, 12
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